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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 
Integration, Kinder und Familie -

  
Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 16. November 2017

Vorlagen-Nr. 17-F-01-0015

Auswirkungen der Pläne der Landesregierung zur Entlastung der Eltern bei den Kita-Beiträgen
- Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion vom 30.08.2017 -
- Beschluss des Ausschusses für Soziales, Gesundheit, Integration, Kinder und Familie vom 
30.08.2017 (BP 0132) -

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Integration, Kinder und Familie wolle beschließen:

Der Magistrat wird gebeten über die Auswirkungen des von der Landesregierung vorgestellten 
Konzeptes zur „Beitragsfreiheit in den Kindertagesstätten“ für die Landeshauptstadt Wiesbaden zu 
berichten. Dabei sind sowohl die absehbaren finanziellen, als auch die konzeptionellen Folgen in 
den Blick zu nehmen.

Protokollnotiz Nr. 0167

1. Die Ausführungen von Herrn Stadtrat Manjura werden zur Kenntnis genommen, dass sich 
ein schriftlicher Bericht des Dezernates VII im Geschäftsgang befindet, der dem Ausschuss 
bis zur nächsten Sitzung vorliegen wird.

2. Die Beratung und Beschlussfassung wird bis zur nächsten Sitzung, am 6.12.2017, 
verschoben. 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .11.2017
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Rutten
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,    .11.2017

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,     .11.2017
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Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Gerich

Oberbürgermeister
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